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Ein Urteil Karel Mächas: 

(Tschechischer Philosoph, * 1931) 

Die tschechische kommunistische Partei war (zwischen 1945-1989, Red.) nicht so 
sehr kommunistisch, als eher „tschechisch“, in jenem wohl sch limm sten Sinn des 
Wortes, id est: kleinnationalistisch, antislowakisch; zwar mit viel Rücksichten auf 
T.G. Masaryk, dabei aber antideutsch und antidemokratisch, und innerlich immer 
auch mit einem antisemitischen Potential der „Straße“ vertraut, das leicht zu einer 
pogromistischen Stimmung führen konnte. - Quod erat demonstrandum: übrigens 
nicht nur im „Slansky-Prozeß“. (Karel Mächa, Glaube und Vernunft IV/1, Brünn 1996, S.7) 


Fundstücke: 

1. Für die tschechischen Legionäre wurde nach 1918 beruflich besonders gut gesorgt: Staatsdienst: 31.921 
(davon 20.000 auf Dauer); Privatwirtschaft: 5.258; Selbstverwaltung: 1.054 (Pilsner Tagblatt, 10.7.1928). 

2. Am 10. Deutschen Sänger-Bundesfest in Wien (19. bis 23. Juli 1928) nahmen 200.000 Sänger in 9.000 
Chören teil. Der österreichische Bundespräsident Dr. Hainisch sagte: „Diese Sänger bringen zum Ausdruck, daß 
das deutsche Volk eine Einheit bildet, die nicht zerrissen werden kann.“ (Pilsner Tagblatt, 23.07.1928). 

3. Der tschechische Senator F. J. Kroyher klagt, daß die Tschechen „ein Volk von Dienern“ seien. Die Hälfte der 
Briefe an die Parlamentarier enthielten Stellengesuche beim Staat. Fast jeder Tscheche wolle „aufs Büro“ oder 
in eine abhängige Stellung (Pilsner Tagblatt, 29.08.1928). 

4. "Die Tschechen haben die außergewöhnliche Fähigkeit, jedes Debakel, das sie selbst angezettelt haben, 
rechtzeitig auf Andere zurück zu führen." (Josef Pekar, tschechischer Historiker, 1870-1937). 

5. Infolge der kommunistischen „Hochschulpolitik“ sank die Zahl der Professoren in der CSSR zwischen 1948 
und 1952 von 1.420 auf 887 (Karel Macha, Glaube und Vernunft, IV/1, S. 99, Anm. 15). 

6. Der csl. Goldschatz von etwa 18 Tonnen befand sich 1945 noch unangetastet in den Tresoren der Reichsbank 
und wurde danach von den USA nach Übersee gebracht. 
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Der Gedenktag in Ungarn 

Am 19. Jänner 2013 fand in Solymar/Schaumar bei Budapest die erste offizielle Gedenkfeier für die 
1946 vertriebenen Ungarndeutschen statt. Die Gedenkrede hielt der Minister für Humanresourcen, 
Zoltan Balog. 

Möglich wurde diese Feier, weil das ungarische Parlament 
am 11. Dezember 2012 beschlossen hat, alljährlich am 19. 

Jänner einen Nationalen Gedenktag zur Erinnerung an die 
Vertreibung der Deutschen einzuführen. An diesem Tag 
verließ 1946 der erste Transport Ungarn. 

Die sudetendeutschen Heimatvertriebenen begrüßen diesen 
Beschluß dankbar und sehen in ihm einen weiteren Schritt 
zur Aufarbeitung dieses dunklen Kapitels europäischer 
Geschichte. Sie geben ihrer Hoffnung Ausdruck, dass sich 
nun auch Deutschland und Österreich nicht länger einem 
solchen Gedenktag verschließen werden. Besonders 
beachtenswert ist, dass der Beschluss über alle Partei¬ 
grenzen hinweg einstimmig erfolgte. 

Freilich verfolgt Budapest auch eigene Interessen. Es hofft, 

Staaten wie Rumänien und die Slowakei, aus denen 
Menschen ungarischer Nationalität vertrieben wurden, in 
Zugzwang zu bringen. Beschönigend ist auch der Hinweis 
auf den Kontrollrat in Abs. 2 des Gesetzes (s.u.!), denn 
dieser hat lediglich die Verteilung der Vertriebenen auf die 
Besatzungszonen festgelegt. 

Die Verbundenheit Ungarns mit Deutschland zeigte sich 
schon 1989 beim historischen Europa-Picknick an der 
Grenze zu Österreich. Die symbolische Zertrennung des 
Drahtzaunes war ein wichtiges Signal für den Fall des 
Eisernen Vorhangs. Als Deutsche dürfen wir in aller 
Bescheidenheit auch auf die Aufnahme vieler Ungarn nach 
dem Volksaufstand im Jahre 1956 verweisen. Der 
ungarische Volksaufstand wurde insbesondere von den Vertriebenen mit Interesse verfolgt, weil er 
zehn Jahre nach der Vertreibung noch einmal Hoffnung auf Rückkehr in die Heimat weckte. 


Ungarische Humanität 

Mit großer Freude habe ich den Artikel 
von Stephan Löwenstein „Gedenktag für 
Ungarndeutsche“ (F.A.Z. vom 12. De¬ 
zember) gelesen. Das Vorhaben offen¬ 
bart die zutiefst christliche Grundhal¬ 
tung dieser Nation bezüglich der Opfer 
der Vertreibung, weiche zudem durch 
die Öffnung ihrer Grenzen eine entschei¬ 
dende Voraussetzung für die deutsche 
Wiedervereinigung schuf. Schon diese 
mutige Handlung sollte in unserem Volk 
unvergessen bleiben. Nun bewahrheitet 
sich die ungarische Humanität nochmals 
in der Großzügigkeit der Feindesliebe, 
denn man vergab so umfassend, dass des 
an ihnen geschehenen Unrechts jährlich 
gedacht wird. Dass dies insbesondere 
ohne jeden äußeren politischen Ein¬ 
fluss, da ausschließlich aus dem Willen 
zur Gerechtigkeit den Opfern gegenüber 
erfolgte, verdient größte Hochachtung; 
jedoch ist es auch eine Verpflichtung, 
dem Volk, welches dem unseren so wohl¬ 
gesinnt ist, dass es die deutschen Wun¬ 
den tatkräftig heilt, dann beizustehen, 
wenn es der Hilfe bedarf. Ungarn hat sei¬ 
ne Solidarität bewiesen, seien auch wir 
solidarisch! 

DR. GERHARD PIESCHL, LIMBURG 

Leserbrief Bischof Pieschls (FAZ, 27.12.12) 


Hier der Beschluss im Wortlaut: 

1. Das Ungarische Parlament erklärt den 19. Januar, den Jahrestag des Beginns der Vertreibung im Jahr 
1946, zum Gedenktag der Verschleppung der Ungamdeutschen. 

2. Das Ungarische Parlament 

* hält es für erforderlich, dass der die Menschenrechte schwer verletzenden und unrechtmäßigen 
Verschleppung der Gemeinschaft der Deutschen in Ungarn, die durch die Umsetzung des Beschlusses des 
Alliierten Kontrollrates vom 20. November 1945 - aufgrund des falschen Vorwurfs und des Grandsatzes 
der Kollektivschuld am Ende des 2. Weltkrieges und in der Zeit danach Verfolgung und Beraubung ihrer 
Güter erleiden musste, würdig gedacht wird, 

* zollt allen Respekt, die Opfer der Demütigungen, Verschleppungen waren, insbesondere den 
kirchlichen bzw. weltlichen Personen, die die Verfolgung und sogar den Tod wegen ihres 
Verantwortungsbewusstseins und ihrer Solidarität für die ihnen anvertrauten Gemeinschaften häufig 
freiwillig akzeptiert haben, 

* unterstützt und betreibt die Organisation von Gedenkveranstaltungen und von Unterrichtsmaterialien 
bezüglich der Verfolgung, Verschleppung und Vertreibung der Ungamdeutschen. 

3. Dieser Beschluss tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft. 
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Der Vorsitzende hat das Wort 



Am 6. Oktober 2012 wurde ich auf der Jahreshauptversammlung in 
Hassfurt zum Vorsitzenden des Witikobundes e.V. gewählt. Für dieses 
Vertrauen bedanke ich mich! Das jetzt übernommene Amt ist nicht mein 
erstes im Vertriebenenbereich. Neben vielfältiger Basisarbeit übernahm 
ich bei den Egerländer Gmoin und bei der SL immer wieder auch 
Funktionen auf Landes- und Bezirksebene. Gegenwärtig bin ich 
Vorsitzender des SL-Bezirks Schwaben, Stellv. Landesvorsitzender der SL 
Bayern und Mitglied der SL-Bundesversammlung. Leitschnur meines 
Flandels ist stets Heimattreue und die Satzung der SL. Als Vorsitzender des 
Witikobundes hoffe ich, den SL-Zielen noch besser dienen zu können. 
Persönlich geht meine Motivation auf das Schicksal meiner Großeltern und Eltern zurück, die aus dem 
Egerland (Michelsberg bei Plan) stammen. Mein jetziger Wohnort ist Gundelfingen an der Donau, wo ich 
ein mittelständisches Unternehmen aufgebaut habe. 

Ich übernahm einen zweckmäßig verwalteten und daher wirtschaftlich gefestigten Verein, der alle seine 
Pflichten gegenüber den Behörden pünktlich erfüllt hat. Dafür danke ich meinem Vorgänger, Kam. Roland 
Schnürch, und dem Geschäftsführer, Friedebert Volk, herzlichst! Auf dieser guten Grundlage kann der 
neue Vorstand seine Ideen mit neuem Schwung in die Zukunft tragen. 

Liebe Kameradinnen und Kameraden, für diese sehr umfangreiche Arbeit im Dienste unserer Heimat und 
darüber hinaus, benötigen wir jede helfende Hand, lasst uns gemeinsam den Witikobund wieder zu dem 
werden, was er war und wieder sein muss, nämlich die Gesinnungsgemeinschaft, die das Recht auf Heimat 
und Würde als anerkannte Menschenrechte und unveränderbare Rechte einfordert. 

Bereits beim kommenden Sudetendeutschen Tag in Augsburg (17. bis 19. Mai 2013) werden wir ein weit 
hin sichtbares Zeichen für unsere Landsleute und die Politiker setzen. Die Vorbereitungen laufen und 
lassen auf einen gelungenen Auftritt hoffen, zu dem ich Euch schon heute herzlich einlade. 

Bis dahin verbleibe ich mit kameradschaftlichen Grüßen 
£ue*Je£üc Vogt 


Vorstandssitz.uns in Brannenburv 

Zu seiner konstituierenden Sitzung fand sich der neue Vorstand des Witikobundes vom 26. bis 28. 
Jänner 2013 in Brannenburg (Inn) ein. Tagungsstätte war das Haus St. Johann des Sudetendeutschen 
Priesterwerkes. In der angenehmen Atmosphäre der Voralpenlandschaft wurden grundsätzliche 
Überlegungen zu Ziel und Strategie des Bundes, 
angestellt. Hilfreich war dabei der Vortrag Kam. 
Hörrmanns über die oft unbewussten Mechanismen bei 
der Beurteilung von Sachverhalten. Gewappnet mit 
diesen Theorien wurde ein zweiseitiges Thesenpapier 
beschlossen. Es liegt diesem Witikobrief bei. Eine 
konkrete Planung für den Sudetendeutschen Tag in 
Augsburg stellte Kam. Gottstein vor. Seine Computer- 
Animation gefiel und wird jetzt umgesetzt. Einen 
breiten Raum nahm die Intemetpräsenz des Witiko¬ 
bundes ein. Es ging um eine technische Optimierung 
der HP sowie umfacebook-Fragen. Der Witikobund hat 
seit Einrichtung dieser Seite vor gut einem Jahr 517 
„Freunde“ gewonnen. Bei der Manöverkritik am Ende 
der Tagung wurde geäußert, daß der Verein dank 
sparsamer und umsichtiger Verwaltung auf einem soliden Fundament steht und ihm bisher nur etwas 
Präsenz in der Öffentlichkeit und in der Bundesversammlung fehlte. Dies zu beheben, sei nun die 
Aufgabe des neuen Vorstandes. Nach Beendigung der Tagung begab man sich geschlossen nach 
München, um an der Jahresauftaktveranstaltung des Witikobundes teilzunehmen (sh. nächste Seite!). 



Der im Oktober gewählte Vorstand (v.L): Erika 
Köcher, Edmund Liepold, dahinter Wolfgang 
Richter, Claus Hörrmann, davor Friedebert Volk, 
Hans Slezak, Erhard Korkisch, Felix Vogt-Gruber. 
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Auftaktveranstaltung in München 

Nach einer Unterbrechung von drei Jahren lud der Witikobund wieder zu einer Jahresauftakt¬ 
veranstaltung ein. Sie fand am 28. Jänner 2013 im Sudetendeutschen Haus in München statt. 
Mitveranstalter waren der SL-Bezirk Oberbayem unter der bewährten Führung von Johann Slezak. 

Die Begrüßung nahm Geschäftsführer Schmalcz vor. Die 
lange Liste der Prominenz ließ den Eindruck entstehen, daß 
sich im Saal kaum Fußvolk befände, was natürlich falsch 
war. Als zweiter Redner trat unser Vorsitzender Felix Vogt 
Gruber ans Mikrofon. Er holte die Begrüßung des Stellvertr. 

SL-Bundesvorsitzenden, unseres Kam. Hörrmann, nach. 

Weitere Vertreter der Bundes-SL wurden nicht gesehen, 
was erstaunt, da der Bezirk Oberbayern mit 8.000 Mit¬ 
gliedern der stärkste in der Landsmannschaft ist. Unter den 
rund 130 erschienenen Gästen befand sich auch Frau Alida 
Hahn-Seidl, die im September 2012 in Brüssel zusammen 
mit Prof. Juhacz die Petition gegen die Beneschdekrete 
begründet hatte. Ihre Petition schaffte es bis in die Anhörungsrunde, was bei jährlich rd. 400.000 (!) 
bei der EU eingehenden Beschwerden ein Erfolg ist. Wie es mit der Petition weitergeht, werden wir 
mit Spannung verfolgen. An dritter Stelle sprach noch Rudolf Maywald, der BdV-Bezirksvorsitzende. 
Hauptpunkt des Abends war eine Präsentation von Roland Dudda und Zsolt Fezzy zum Thema “Ein 
Europa der Werte - ohne Vertreibungsdekrete”. Sie ging ausführlich auf das Massaker von Prerau ein, 
bei dem am 16. Juni 1945 265 Karpatendeutsche ums Leben kamen. 

Den Schlusspunkt setzte mit einer temperamentvollen Rede der Bezirksobmann der SL- Oberbayem, 
Johann Slezak, der in Personalunion auch der stellvertretende Vorsitzende des Witikobundes ist. 
Musikalisch umrahmt wurde die Veranstaltung mit Blasmusik, deren „Sound“ allerdings nicht allzu 
großstädtisch anmutete. 



Bekenntnisgeneration aufgevasst! 

Bis vor etlichen Jahren vermisste man in Deutschland den literarischen 
Niederschlag der Vertreibung Deutscher aus Ostdeutschland und den Sudeten. 
Teilweise hat sich das inzwischen geändert, denn nicht nur Günter Grass hat 
sich dieses Themas angenommen, sondern auch Herta Müller oder Reinhard 
Jirgl, um nur diese drei zu nennen. 

Kurz vor Weihnachten 2012 erschien ein weiteres Buch, das wie geschaffen 
ist für die „zweite“ oder die Bekenntnisgeneration: 

Thomas Glöckner, Tod in Friedeberg, 225 Seiten, 13,80 Euro. 

Der Verfasser wurde 1958 in Hessen geboren und hat schlesische Wurzeln. 
Auch sein Romanheld hat schlesische Eltern und nahm schon als Knabe 
gewisse Barrieren wahr, die ihn vom inneren Kem der Dorfgemeinschaft 
trennten. In seinem Buch berührt er auch alle anderen, inzwischen von der 
wissenschaftlichen Forschung längst erkannten Probleme der „2. Generation“ 
Vertriebener. Glöckner definiert das Leben seiner Familie als ein Leben in der 
Eigentlichkeit. Eigentlich sind sie Schlesier, wohnen aber eigentlich in einem hessischen Dorf. Auch 
arm sind sie nicht eigentlich, denn in Schlesien waren sie eigentlich wohlhabend. Damit erinnert der 
Autor etwas an Reinhard Jirgls Buch „Die Unvollendeten“. Dieser Schwebezustand wirkt sich sogar 
auf die Partnerschaft des Romanhelden aus. Seine Lebensgefährtin trennt sich von ihm, weil er ihr 
wegen seiner Vergangenheitssuche zu wenig „Nähe“ geben kann. 

Das Buch reflektiert die Lage der Nachgeborenen in einsichtiger Weise. Es ist klar strukturiert und 
flott geschrieben. Mit gutem Gewissen kann man fordern: Kaufen und lesen! F. Volk 
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Baustelle EU: 

Über die Weihnachtsfeiertage war die Schuldenkrise der EU aus den Schlagzeilen verschwunden. Frau 
Merkel sagte aber in ihrer Neujahrsansprache selbst voraus, daß uns noch Schwierigkeiten 
bevorstünden. Das Ärgerliche daran ist vor allem, daß wir nicht schicksalhaft in diese Lage gekommen 
sind, sondern durch falsche und eigensinnige Entscheidungen von Politikern. Wie fahrlässig diese 
vorgingen, zeigen die folgenden Zeilen: 

Was man wissen konnte 

Die Geschichte lehrt, daß bisher alle multinationalen Großreiche gescheitert sind. So gingen im letzten 
Jahrhundert Österreich-Ungarn und die große Sowjetunion unter. Selbst in den USA denken gerade 
Bürger von Texas über eine Sezession nach (Spiegel, 28.1.2013). Wem dazu nur einfällt „Small is 
beautiful“ springt zu kurz, denn auch kleinere Gebilde wie Jugoslawien und die Tschechoslowakei 
sind zerfallen. Außerdem regen sich vielfach nationale Kräfte etwa in Südtirol, im Belgien (Flamen), 
in Spanien (Katalanen) usw. Fazit: Die kollektive Identität ist europa-/weltweit eben doch national 
geprägt. Ist das so neu? 

Offenbar wurden aber auch noch speziellere Warnsignale übersehen, denn sogar Währungs¬ 
gemeinschaften gab es schon im 19. Jahrhundert, und allesamt sind gescheitert! So gründeten im Jahre 
1872 Schweden, Norwegen und Dänemark die „Skandinavische Münzunion“. Ihr Ende kam 1924, 
obwohl sie auf reinem Goldstandard fußte und die beteiligten Länder wirtschaftlich und kulturell auf 
einer Stufe standen. Ein zweites Experiment fand 1865 statt, als Frankreich, Italien, Belgien, die 
Schweiz und Griechenland die „Lateinische Münzunion“ schufen. Diese war 1885, also schon nach 20 
Jahren, praktisch am Ende, denn Italien hatte den Münzfuß manipuliert und Griechenland druckte 
Übermengen an Papiergeld, was die übrigen Staaten destabilisierte. 

Einer der Geburtshelfer des Euro war Theo Waigel, Bundesfinanzminister von 1989 bis 1998. Forsch 
prophezeite er dem Euro eine Zukunft von 400 Jahren (!), und zwar als Vorläufer einer Weltwährung. 
Auch wenn Waigel „nur“ Jurist ist, hätte er als Finanzminister die gängigsten Bücher zur Problematik 
lesen müssen! So Theresia Theuerls 1992 erschienenes Werk „Eine gemeinsame Währung in Europa“ 
mit dem Untertitel „Zwölf Lehren aus der Geschichte“. Merke: „Wer die Vergangenheit nicht zur 
Kenntnis nimmt, ist verurteilt, sie zu wiederholen.“ Das ist aber genau der Punkt, an dem wir gerade 
stehen. Gerne würde der Bürger auch einmal die Entschuldigung eines Politikers vernehmen! Deren 
Interesse scheint aber vor allem darin zu bestehen, mit Rettungsschirmen so viel Zeit zu „kaufen“, daß 
der Bankrott erst nach ihrer Regierungszeit eintritt. 

Blaupause Island 

Für den Fall, daß die Länder der EU ihr finanzielles Joch abschütteln wollen, können sie nach Island 
blicken. Dort wurde die Regierung entfernt und die wichtigste Bank unter staatliche Aufsicht gestellt. 
Weitere wichtige Banken wurden geschlossen und die Krone abgewertet. Das Land erklärte sich für 
bankrott und tilgt keine Schulden. Eine neue Nationalversammlung überarbeitet die Verfassung und 
die Verantwortlichen erhielten Haftstrafen. Island hat bewiesen, daß es Wege aus dem Dilemma gibt. 
Merkwürdigerweise wurde in unseren Medien darüber nichts berichtet. 

Europa und die Sudetendeutschen 

Die Sudetendeutschen standen der Idee eines vereinten Europas immer aufgeschlossen gegenüber. Sie 
meinten aber ein Europa, wie es in den Gründungsurkunden beschrieben wird. Bekommen haben sie 
leider ein Europa der Schuldenmacher und Finanzjongleure und ein Europa der Heuchelei und der 
nationalen Egoismen. Dieses Europa ist nicht einmal bereit, die krassesten, noch bestehenden 
Menschenrechtsverletzungen zu heilen und trägt im Gegenteil eher zu deren Verfestigung bei. Dieses 
Europa hat die Sudetendeutschen enttäuscht, und nicht nur sie. (F.Volk) 

„Politiker beschäftigen sich mit der Lösung von Problemen, die es ohne sie nicht gäbe.“ 


ft wunde tehn wenig. Siöset auf. finden getan wenden, wenn et niemalt int JVamen de» Quten getan wenden könnte. 
(Maria von Ebner-Eschenbach, 1830-1916) 
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Finale Attacke sesen den BdV? 

Die aktuelle Treibjagd auf den BdV wurde 2006 vom „Spiegel“ eröffnet. Vielleicht hängt sie mit dem 
in Berlin geplanten Vertriebenen-Museum zusammen. Dort bestand die „Gefahr“, daß wieder ein 
Stückchen Wahrheit vorgezeigt wird. Da aber Sachargumente fehlten, kam es wieder zur „Nazi- 
Riecherei“ (Adenauer). Das wirkt immer. 

In die Falle getappt 

Frau Steinbach sprang auch prompt über das hingehaltene Stöckchen. 100.000 Euro wurden 
zusammengekratzt und in eine Studie gesteckt. Danach hat man sich wieder einmal gegenseitig 
Nazi Verseuchung vorgeworfen. Den Kern der Sache übersah man aber: Bleiben die gerechten 
Anliegen des BdV auch dann gerecht, wenn sie von möglicherweise umstrittenen Personen vertreten 
werden? Die sinngemäß richtige Antwort gab die britische „Times“ schon am 24. September 1938, 
nachdem sich Hitler zum Anwalt der Sudetendeutschen gemacht hatte. Sie schrieb: „Gerechtigkeit 
wird nicht dadurch ungerecht, daß sie von einem Diktator gefordert wird.“ Dieser unzweifelhaft 
richtige Satz zeigt, daß es gar nicht auf die Personen ankommt. Diese waren nur der Umweg, um der 
Sache zu schaden. Schade um das viele Geld für die Studie! 

Die Verbannung Wenzel Jakschs 

Wie fadenscheinig die Angriffe auf das BdV-Personal sind, sieht man an Wenzel Jaksch. Mit ihm 
hätte man von Anfang an einen Superdemokraten an der Spitze der Vertriebenen gehabt, aber so 
demokratisch und so redlich sollte es offenbar auch wieder nicht zugehen, denn man verbot ihm bis 
1949, sein Londoner Exil zu verlassen! Bei Linus Kather kann man schließlich nachlesen, wie schwer 
es die Vertriebenen schon in der Adenauer-Ära hatten. Karrierebewußte hielten sich schon damals 
tunlichst von den Vertriebenen fern. Darf man sich da über unpassendes BdV-Personal beschweren? 
Der regionale Gesichtspunkt 

Die Studie beißt sich besonders an Hans Krüger, den Gründungspräsidenten des BdV, fest. Gegen ihn 
liegen aber nur Vermutungen vor. Es stimmt auch nicht, daß die Vertriebenen eine besondere Affinität 
zum Nationalsozialismus gehabt hätten. Richtig ist dagegen, daß unter den wirklich mächtigen 
Gefolgsleuten Hitlers kein einziger Ostdeutscher war! Hitlers Paladine kamen aus Norddeutschland 
wie Goebbels, von Ribbentrop, Ley, Bormann, Freisler, Keitel oder aus Süddeutschland wie Göring, 
Frank, Speer, Streicher, Himmler, Kaltenbrunner. Das waren die Herren, die für das Protektorat 
Böhmen und Mähren und für den Krieg gegen Polen Verantwortung trugen. Den Vorwurf starker NS- 
Verstrickung sollten sich am wenigsten die Sudetendeutschen gefallen lassen. Ihr ursprünglicher 
Autonomie wünsch wurde von der reichsdeutschen NSDAP in heimlicher Komplizenschaft mit 
Benesch hintertrieben; und ihren Kampf um das Selbstbestimmungsrecht verachteten Heydrich & Co, 
weil er kein „nationalsozialistischer Weltanschauungskampf“ gewesen sei. Noch Fragen? 
Zweifelhafter Erkenntniswert 

Allen ist bekannt, daß es nach einem Umsturz noch nie zu einem völligen Elitenwechsel gekommen 
ist. Erst recht nicht bei einst elf Millionen Parteigenossen. Als Konrad Adenauer einmal auf diese 
Problematik angesprochen wurde, sagte er: „Soll ich Deutschland mit 
Hitlerjungen aufbauen?“ Das Paradebeispiel für personelle Kontinuität ist 
Hans Globke, der 1935 die Nürnberger Judengesetze kommentiert hatte und 
1953 Chef des Kanzleramtes wurde. Es waren eben die Jahre der Berliner 
Luftbrücke und der Hallstein-Doktrin. Da verbietet es sich, mit heutigen 
Maßstäben heranzugehen. Gefragt war Antikommunismus, und damit hatten 
die Vertriebenen keine Schwierigkeiten. Der Erkenntniswert der Studie ist 
daher gering und erinnert an Sepp Herbergers Banalitäten: Der Ball ist rund 
und ein Fußballspiel dauert neunzig Minuten. 

Die wahren Gründe 

Tatsächlich geht es dem sog. „investigativen Journalismus“ weniger um weit 
zurückliegende Parteimitgliedschaften. Daran hat sich nicht einmal die CIA 
gestört, wenn sie vom Wissen alter Nazis profitieren konnte. Das eigentliche „Vergehen“ des BdV 
besteht vielmehr darin, immer noch nicht angepasst genug zu sein und immer wieder an Unrecht und 
Geschichtsfälschungen zu erinnern. (F.V.) 



Dr. Hans Globke 
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Noch zur BdV-Studie: 




BdV - ein Bund mit brauner Vergangenheit? 

Eine Stimme aus unseren Reihen 


Am 22. November 2012 nahm die Süddeutsche Zeitung zur Studie über die NS-Belastung 
früherer BdY-Vorstandsmitglieder Stellung (Bericht und Kommentar von Willi Winkler bzw. Heribert 
Prantl, S. 6 und S. 4). Unser Leser Alf Torsten WERNER sandte der SZ folgende Stellungnahme 
zu. Da sie dort erwartungsgemäß unter den Tisch fiel, übernimmt der Witikobrief den 
Abdruck: 

„Die alten Nazis waren in der jungen Bundesrepublik überall“, auch im „Bund der 
Vertriebenen“, wie nunmehr eine von der BdV-Präsidenten Erika Steinbach angestoßene 
Studie aufweist. Und Adenauers Erklärung, es handle sich um Leute, „die von früher was 
verstehet, findet nicht die Zustimmung von Heribert Prantl. Dass es den Kommentator bei 
allem „noch heute schüttelt, deutet auf eine bemerkenswerte Selbstgerechtigkeit hin, denn 
in und nach der Gründungsphase der Süddeutschen Zeitung (SZ) gehörten auch dort 
Personen zur ersten Garde, die vor 1945 schreibbegeistert selbst tief im braunen Sumpf 
wateten! 

Angefangen sei mit Werner Friedmann, Lizenzempfänger, erster Herausgeber, 
Hauptbesitzer und Chefredakteur der „Süddeutschen“. An prominenter Stelle hatte er sich 
bei den Nazis angebiedert, bei Gauleiter Bohle, dem Chef der Auslandsorganisation der 
NSDAP. Da schrieb der feine Herr, aus Parteigeldern bezahlt, schon mal ein Drehbuch für 
einen NS-Propagandafilm. Oder man nehme den SZ-Literaturredakteur W.E. Süßkind, einen 
besonders eifriger NS-Schreiber: Im Mai-Heft 1940 der Zeitschrift DIE LITERATUR 
lobhudelte er wie folgt: „Die Gestalt Adolf Hitlers in ihrer schon mythischen Größe wird die 
Dichter immer wieder zu Gesang und Aussage treiben“. Und zur Spezialität von SZ- 
Kulturchef Dr. Joachim Sperr gehörte einst die Anpreisung antisemitischer Bücher wie 
„Judengestalten der deutschen Bühne“ und „Dr. Martin Luther wider die Juden“. Nicht zu 
vergessen auch SZ-Chefredakteur Hermann Proebst. 1942 schrieb er in Die NEUE 
ORDNUNG über den britischen Staatsmann Disraeli: „In ihm lebte einfach die Besitzgier 
seiner Rasse ..." Diese und eine Fülle weitere Nachweise über frühere ideologische 
Schreibtischserientäter der SZ findet man im Buch von Kurt Ziesel: „Die Meinungsmacher“. 
Der jüngste Sohn des Hitler-Attentäters Claus Schenk Graf von Stauffenberg beurteilte 
dieses Steinewerfen im Glashaus vor etlichen Jahren treffend so: „Eines der gefährlichsten 
Anzeichen auf dem Wege zu faschistoiden Zügen... “sei der „ausgestreckte Finger des 
Vorwurfs auf andere“. 

Mit dem Wunsche auf einkehrende Besinnung verbleibt 
A.T. Werner 


Marion-Dönhoff-Preis an Außenminister Schwarzenberg 

Der tschechische Außenminister Karl von Schwarzenberg ist am 2. Dezember 2012 in Hamburg mit 
dem (Gräfin-) „Marion-Dönhoff-Preis für internationale Verständigung und Versöhnung“ 
ausgezeichnet worden. Der Preis ist mit 20.000 Euro dotiert. Laudatoren waren Wolf Biermann und 
Iris Berben. Letztere pries besonders die in Deutschland und Tschechien weit verbreiteten Stolper¬ 
steine als größtes dezentrales Denkmal. In Tschechien fehlen allerdings noch solche für deutsche 
Opfer, obwohl es sehr viele dafür geeignete Stellen gäbe. Karl von Schwarzenberg hat die Ehrung 
ohne Zweifel als unabhängiger politischer Kopf verdient. Ob die Gräfin allerdings mit seinen neuesten 
Aussagen zu den Sudetendeutschen einverstanden gewesen wäre, kann bezweifelt werden. 

Gräfin M. Dönhoff wurde 1909 in Ostpreußen geboren und erreichte das Alter von 93 Jahren. Als 
Chefredakteurin und Mitherausgeberin der Wochenzeitung 'Die Zeit' unterstützte sie aktiv die neue 
deutsche Ostpolitik Willi Brandts. 
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Die Präsidentschaftswahl in der CR 

In der zweiten Runde der tschechischen Präsidentschaftswahlen kam es zu 
einem Femsehduell zwischen (Fürst) Karl von Schwarzenberg und Milos 
Zeman. Schwarzenberg verurteilte dabei die Nachkriegs Vertreibung der 
Sudetendeutschen als klare Verletzung der grundlegenden Menschenrechte. 
Zu Unrecht habe man das Prinzip der Kollektivschuld angewendet. Er hält die 
Beneschdekrete seit 20 Jahren für erloschen (siehe Kasten!) und die Regierung 
von 1945 einschließlich Präsident Benes für Kandidaten vor dem Inter¬ 
nationalen Strafgerichtshof in Den Haag, wenn es ihn schon gegeben hätte. 
Sein Kontrahent, Milos Zeman, konterte, dass aus der Feststellung von 
Schwarzenberg ja folge, dass Edvard Benes ein Kriegsverbrecher gewesen 
sei. Karel Schwarzenberg kommentierte diese Bemerkung nicht, fügte jedoch 
Karl von Schwarzenberg hinzu, dass die tschechische Nation von Praktiken der Nazis infiziert worden 
sei und erinnerte daran, dass es in den Reihen der Sudetendeutschen viele NS-Opfer gab. Schuld 
müsse immer individuell, niemals aber kollektiv festgestellt werden. Zeman betonte, dass die Dekrete 
vom Parlament als Gesetze angenommen wurden und 
nun Bestandteil der tschechischen Rechtsordnung 
seien. In einem Kommentar zu einem FAZ-Artikel 
vom 22.1.2013 schrieb Jan Sinagl: Wer sich jetzt 
noch auf den Bestand eines Straffreistellungs¬ 
gesetzes beruft, um eine Präsidentschaft zu 
gewinnen, der kann nicht mehr ernst genommen 
werden. Zeman hat die Wahl am 26.1. zwar 
gewonnen, viele sehen dennoch Schwarzenberg 
als moralischen Sieger, denn 45 Prozent der 
Wähler standen zu ihm und sind das Potential, 
auf das sich künftige Ausgleichsversuche stützen 
müssen. 


Was meinte der Fürst? 

Am 9.1.1991 trat in der damaligen C-SR die 
Charta der Grundrechte und Grundfreiheiten in 

Kraft. Sie garantiert alle Annehmlichkeiten des 
modernen Rechtsstaates, wie das Recht auf 
Leben, Unversehrtheit, Freiheit, Eigentum usw. 
Dieser Charta sind sieben Vorschaltartikel voran¬ 
gestellt, von denen der sechste bestimmt, daß am 
31.12.1991 automatisch alle dieser Charta 
entgegenstehenden Gesetze und Bestimmungen 
erlöschen. Damit waren eigentlich auch die 
Beneschdekrete hinfällig, was aber beiderseits der 
böhmischen Grenze verdrängt wird. 

(Quelle: Zeitschrift .Europäische Grundrechte“, Jg.18, 
Heft 16/17, S. 369 ff und S. 397 ff.). _ 



Die Ausbreitung der Metastasen 

(aus: Deutsche Wirtschaftsnachrichten, 21.12.2012) 

Im Jahre 2004 wurde die Tschechische Republik in die EU auf genommen, ohne daß vorher ihr 
Verhältnis zu Wahrheit und Recht geklärt wurde. Die Warnungen der Sudetendeutschen wurden in 
den Wind geschlagen. Die Folgen trägt jetzt die ganze EU wie der folgende Abschnitt näher erläutert: 

Subventionsbetrug 

Der niederländischen Zeitung „Trouw“ liegt ein vertraulicher 
Bericht des EU-Rechnungshofes in Luxemburg vor. Danach wurde 
die EU seit Jahren (!) von Tschechien kaltschnäuzig betrogen. 

Korruption und unzureichende Kontrollen durch die EU- 
Kommission sollen dazu beigetragen haben. Das wahre Ausmaß des 
Betrugs stehe noch nicht einmal fest. Ans Tageslicht kam alles im 
Dezember vergangenen Jahres, als während der EU-Haushalts- 
debatte der in Osteuropa weit verbreitete Missbrauch bei den 
Agrarhilfen angeprangert wurde. Die EU sei von den tschechischen 
Behörden „systematisch belogen“ worden, was man aber erst seit 
Mai wisse, denn bei der Überwachung der Geldflüsse sei man auf 
die Unterstützung des jeweiligen Landes angewiesen, und da wurde alles verschwiegen. Die 
Kommission habe laut „Trouw“ kein Vertrauen mehr zu den Angaben der Tschechen. 



Der Europäische Rechnungshof in 
Luxemburg 
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Strafen 

Als Strafe soll Tschechien nun zehn Prozent weniger Unterstützung für Projekte in der Infrastruktur 
und fünf Prozent weniger für Umweltprojekte erhalten. Soweit die Ergebnisse der Verhandlungen 
zwischen Brüssel und Tschechien. Der Geheimbericht hatte höhere Strafen angemahnt. Der ganze 
Umfang des Betrugs sei aber letztlich noch nicht klar, so die Zeitung. Während die Kommission bei 
den übermittelten tschechischen In formationen zu den Ausgaben der EU-Subventionen eine Fehlerrate 
von 10 bis 25 Prozent für möglich hält, geht der Rechnungshof davon aus, dass fast alle von 
Tschechien übermittelten Zahlen falsch seien. Insgesamt wurden dem Land für 2007 bis 2013 EU- 
Mittel in Höhe von 26,7 Milliarden Euro zugesagt, womit es zu den größten Pro-Kopf-Empfängem der 
EU gehört. 

Erfolgloser Masaryk 

Bei diesen Angaben hat es die niederländische Zeitung „Trouw“ versäumt, einen größeren Zusammen¬ 
hang herzustellen. Hierher gehört das Erziehungsmotto T.G. Masaryks, das dieser 1920 auf mehreren 
Tagungen tschechischer Pädagogen vorgab: „Sich nicht fürchten und nicht stehlen!“ Der Erfolg war 
gering, wie vor allem die Sudetendeutschen feststellen mussten. Schon 1920 warf diesen der 
tschechische Fmanzminister Alois Rasin (1867-1923) ihren „Reichtum“ vor, und so ging es 1945 
weiter. Erst kürzlich bekannte ein damals junger Bewacher beim Brünner Todesmarsch: „ Wir wollen 
uns nichts vormachen, es ging um den Besitz!“ (sh. Kulturheft der SL, 4/2012, S. 60). Waren bis 1945 nur 
Deutsche betroffen, hat sich jetzt das Betätigungsfeld erweitert. 


Protektoratsvolitik: Studium im Reich 


Die Prager Studentenunruhen im Spätherbst 1939 führten zur Schließung aller tschechischen 
Hochschulen. Zwar konnte mancher tschechischer Student in Pressburg weiterstudieren, doch das 
reichte nicht aus, um den Nachwuchs in den akademischen Berufen sicherzustellen. Daher forderte 
Reichsprotektor Neurath 1940, einer begrenzten Zahl tschechischer Studenten ein Studium „im Reich“ 
zu gestatten, zumal das auch zur Befriedung der inneren Lage im Protektorat beitragen würde. Das 
Angebot wurde auf Medizin, Technik, Bergbau und Geschichte beschränkt. Mit letzterem wollte man 
den Gesichtkreis künftiger tschechischer Geschichtslehrer erweitern. Für den Probelauf im 
Sommersemester 1941 wurden fünfzig Studentinnen und Studenten ausgewählt, von denen aber nur 
36 antraten. Aus Sicherheitsgründen kamen grenznahe Hochschulorte (z.B. 
Aachen, Königsberg) nicht in Frage. Auf die tschechische Bevölkerung wirkte 
diese Maßnahme erwartungsgemäß beschwichtigend. Ende 1943 studierten im 
Reich bereits 800 Tschechen, deren Verhalten und Studienerfolge sehr 
zufriedenstellend waren. Rüstungsminister Speer ließ sogar Internate für sie 
bauen. Ende 1944 wurde die Lage komplizierter. Die Immatrikulation von 2000 
Tschechen ließ sich nicht mehr verwirklichen. In München, Karlsruhe und Leipzig 
halfen die verbliebenen insgesamt 431 Studenten beim Wegräumen des Bombenschutts. Der Übergang 
nach Kriegsende wurde von der tschechischen Bürokratie verständnisvoll unterstützt. 

http://nassmer.bloesDot.de ) 



Rückgabe von Kircheneigentum 

Mit den Stimmen der bürgerlichen Koalition und gegen den erbitterten Widerstand der linken 
Opposition hat das Prager Abgeordnetenhaus abermals für die Rückgabe des früheren Eigentums der 
Kirchen votiert. 102 von 103 anwesenden Abgeordneten stimmten für das Gesetz. Damit wies das 
tschechische Unterhaus das Veto des Senats zurück. Das Gesetz liegt jetzt bei Präsident Vaclav Klaus 
zur Ratifizierung. Klaus machte seine Unterschrift von Garantien dafür abhängig, dass das 
Restitutionsgesetz nicht neuen (!) Entschädigungsforderungen der Sudetendeutschen die Tür 
öffnet. Premier Petr Necas sowie Kirchenvertreter bezeichneten diese Sorge als unbegründet. 
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UNO: Tschechien gegen Palästinenser! 


Mit überwältigender Mehrheit hat die UNO-Vollversammlung den Palästinensern am 29.11.2012 den 
Beobachterstatus verliehen. Im Westjordanland brachen die Menschen in Jubel aus, da sie sich 
faktisch als Staat anerkannt fühlen. Bis zur Vollmitgliedschaft ist es a ber noch ein weiter Weg, auf 
dem vor allem das Veto der USA im Sicherheitsrat zu überwinden ' 
ist. Praktische Bedeutung hat der neue Status aber dennoch, denn 
Palästina kann nun dem Abkommen zum Internationalen 
Strafgerichtshof (StGH) beitreten und dort gegen Israel klagen. Für 
die staatsrechtliche Aufwertung Palästinas stimmten mehr als zwei 
Drittel der UNO-Mitglieder (138 von 193). Kritik übten vor allem 
USA und Israel. Zu den Nein-Sagem gehörte auch Tschechien, das 
sich damit in die Gesellschaft so „bedeutender“ Staaten wie 
Mikronesien oder Nauru begab, die in Wahrheit nur US- 
Protektorate sind. Das aber ist „der Fluch der bösen Tat“, denn 
Tschechien muß die Nähe Israels suchen, weil es sich ebenfalls der 
widerrechtlichen Landnahme schuldig gemacht hat und nun dessen 
Schutz erhofft. Das eindeutige Votum der UNO sollte der CR aber 
zu denken geben! Die Affinität zu Israel besteht seit der unmittelbaren Nachkriegszeit, als die 
Tschechen auf ihrem Territorium Ausbildungslager der Zionisten duldeten. 





- 

\ —i 

Tr.o4«*d*» 
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Palästina i 

im 1922 (nach Wikipedia) 


Abstimmungsergebnis am 29.11. 2012: 

Gegenstimmen: Israel, Kanada, Marshallinseln, Mikronesien, Nauru, Palau, Panama, Tschechien, USA (9 von 
193). 

Enthaltungen: Albanien, Andorra, Australien, Bahamas, Barbados, Bosnien-Herzegowina, Bulgarien, 
Deutschland, Estland, Fidschi, Großbritannien, Guatemala, Haiti, Kamerun, Kolumbien, Kongo, Kroatien, 
Lettland, Litauen, Malawi, Mazedonien, Moldau, Monaco, Mongolei, Montenegro, Niederlande, Papua- 
Neuguinea, Paraguay, Polen, Ruanda, Rumänien, Samoa, San Marino, Singapur, Slowakei, Slowenien, 

Südkorea, Togo, Tonga, Ungarn, Vanuatu (41 von 193). 

Abwesend: Fünf Staaten haben sich nicht an der Abstimmung beteiligt. Um welche Staaten es sich dabei 
handelt, wurde nicht mitgeteilt. (aus dem Internet) 


Die Deutschen in Südwestafrika (Namibia) 

Das koloniale Abenteuer Deutschlands in Südwestafrika endete vor rund 100 Jahren. Dennoch gibt es 
dort noch heute etwa 20.000 Menschen, die sich als Deutsche 
bezeichnen. Im Zuge der Globalisierung fällt es ihnen aber 
immer schwerer, ihre kulturelle Eigenart zu bewahren. 1990 
kam die Einführung von Englisch als Amtssprache h inzu 
(obwohl das Volk damit gar nicht vertraut war!). Logisch wäre 
Deutsch oder Afrikaans gewesen, doch diese Sprachen waren 
in den Augen der SWAPO mehr als das Englische mit dem 
Odium des Kolonialismus behaftet (!). Gegen die Verdrängung 
des Deutschen stemmt sich der deutsche Kulturrat, der auch 
von der deutschen Botschaft und dem Goethe-Institut 
unterstützt wird. So wurde im Dezember 2012 eine 
zweiwöchige Reise einer Schulklasse nach Deutschland 
gefördert. Diese Förderung hat aber einen Preis, bestehend aus der Forderung nach politischer 
Korrektheit. Ausgegrenzt wird damit weitgehend das in Coburg ansässige Hilfskomitee Südliches 
Afrika, das die deutsche Kolonialzeit in Südwestafrika nicht nur negativ beurteilt und sich sogar, 
horribile dictu, an der jährlichen Gedenkfeier für die im Herero-Krieg gefallenen deutschen Soldaten 
beteiligt. Schwerpunktmäßig unterstützt das Coburger Komitee die wenigen noch vorhandenen 
deutschen Privatschulen. Im Rahmen dieser Zusammenarbeit, wurde im Vorjahr ein deutscher Redner- 
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Wettbewerb ausgeschrieben dessen Siegerin die siebzehnjährige Jasmin Z„ Schülerin in einer 
Privatschule von Swakopmund, war. Aus ihrer Rede seien hier einige Passagen angeführt: 

Deutsch in Namibia - Weg damit! 

„Ach schon wieder die Deutschen!“ „Die sollen am besten wieder in ihr Land zurückgehen!“ Beinahe 
täglich hört man das, und das macht mich traurig, denn ich bin hier geboren und Deutsch ist meine 
Muttersprache. Einige Deutsche leben hier schon in der 3. und 4. Generation. Namibia ist unsere 
Heimat, die wir lieben, 

Laut Statistik gibt es 0,8 Prozent N ami bier mit Deutsch als Muttersprache. Hätten Sie gedacht, daß wir 
nur noch so wenige sind? Natürlich darf man dabei nicht die Deutsch-Fremdsprachler vergessen, denn 
diese machen oft die Mehrheit aus. 

Deutsch ist in Namibia eine gesetzlich anerkannte Sprache innerhalb der großen Sprachenvielfalt. Die 
deutsche Vergangenheit unseres Landes ist nun einmal nicht zu leugnen. Die deutsche Kultur zeigt 
sich hier zum einen in den historischen Gebäuden und den Straßennamen, von denen aber leider auch 
schon wieder viele ausgetauscht wurden. Zum anderen gibt es deutsches Brauchtum wie den Karneval 
oder den Weihnachtsmarkt, der ursprünglich eine typisch deutsche Veranstaltung war, jetzt aber schon 
von vielen Nichtdeutschen besucht wird. 

Ich bin mir auch sicher, meine Damen und Herren, daß Sie die Allgemeine Zeitung lesen. Wissen Sie 
eigentlich, daß diese Zeitung die einzige deutsche Zeitung in ganz Afrika ist? Es gibt auch einen 
deutschen Radiosender und bald kommt noch ein zweiter dazu. 

Deutsch wird immer noch an den Schulen unterrichtet, aber die Zahl der Muttersprachler nimmt ab. In 
meiner 11. Klasse bin ich die einzige Muttersprachlerin. Leider herrscht auch Lehrermangel, gerade in 
Deutsch. Dennoch kann ich mir ein Namibia ohne Deutsch als Sprache oder ohne deutsche Kultur 
nicht vorstellen. 

Ich war noch nie in Deutschland und habe auch keinen deutschen Paß. Trotzdem bin ich Deutsche, 
deren Heimat Namibia ist. Wir müssen aber aufpassen, denn sonst ist Deutsch und alles, was dazu 
gehört, bald weg. 

An diesem Samstag hätte ich auch lieber länger geschlafen oder mich mit Freunden getroffen. Ich 
betrachte aber die Teilnahme an diesem Rednerwettbewerb als einen kleinen Beitrag zur Erhaltung 
von Deutsch in Namibia. 

(Anmerkung eines Landeskundigen: 

In der Rede wird der Einfluß des Deutschen in der Geschäftswelt von Windhoek und Swakopmund etwas unterschätzt). 


Denkwürdiger Vertrag zu Taurossen vor 200 Jahren! 

Im Jahre 1806 verhängte Napoleon die Kontinentalsperre gegen England. Russland folgte 1807, 
allerdings nur auf Druck Napoleons. Da Russland auf Importe aus England angewiesen war, beendete 
es den Boykott 1810. Das veranlaßte Napoleon 1812 zu einem Feldzug gegen den Zaren. 

Napoleons Heer umfasste 600.000 Mann. Durch Zwangsbündnisse gehörten auch viele Deutsche dazu, 
darunter 20.000 Preußen. Allerdings nahmen gleich bei Bekanntwerden der Kriegspläne rund 300 
preußische Offiziere ihren Abschied, um auf russischer Seite zu kämpfen. Napoleon erreichte am 14. 
September Moskau. Da der Zar auf sein Friedensangebot nicht einging, ordnete er am 19. Oktober den 
Rückzug an. Die Preußen sicherten dabei die Nordflanke der Grande Armee. 

Am 26. November kam es an der Beresina, einem Fluß zwischen zwischen Smolensk und Minsk, zur 
Katastrophe. Der Fluß führte wegen Tauwetters mehr Wasser als gewöhnlich und konnte an den 
Furten nicht mehr überquert werden. Holländische Pioniere leisteten beim Bau zweier Brücken 
Übermenschliches. Das Material gewannen sie durch Abriß von Häusern. Da die Brücken sehr schmal 
waren und mehrmals einstürzten, konnten nur 40.000 Mann, darunter allerdings die kampfstärksten 
Einheiten, vor dem nachrückenden Feind gerettet werden. Rund 30.000 Unbewaffnete, darunter ein 
Teil des Trosses, gingen unter. Napoleon war geschwächt. In Paris kam es zu einem Putschversuch. 
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Startschuß für die Befreiung Europas 

Das alles blieb den Preußen nicht verborgen. Sie befanden 
sich unter dem Befehlshaber Hans David Ludwig Graf York 
von Wartenberg an der litauischen Grenze und erwarteten 
die Russen. Unter deren Offizieren befanden sich auch 
zahlreiche Preußen, zu denen die Offiziere auf preußischer 
Seite Kontakt aufnahmen, da man sich teilweise kannte 
oder gar befreundet war. Kampfhandlungen unterblieben. 

Man war gemeinsam der Überzeugung, daß die Schwäche 
Napoleons ausgenützt werden müsse. Graf York zögerte 
verständlicherweise, einer Waffenruhe oder gar einem 
Separatfrieden zuzustimmen. Am 30. Dezember 1812 
jedoch traf er sich in der Poscheruner Wassermühle bei 
Tauroggen mit dem Kommandeur der russischen Armee, Generalmajor Hans Karl von Diebitsch, 
einem Schlesier. Gemeinsam Unterzeichneten sie einen Waffenstillstand, der als „Konvention von 
Tauroggen“ in die Geschichte einging. Graf York hatte damit seine Befugnisse überschritten, doch 
König Friedrich Wilhelm III. stimmte dem Vorgang, ebenfalls nach langem Zaudern, zu und gab am 
17. März 1813 mit seiner „Proklamation an sein Volk“ den Startschuß zur Befreiung Europas. 
Napoleon erlitt im Oktober 1813 in der Völkerschlacht bei Leipzig seine endgültige Niederlage. 

Von Bismarck bis Putin 

Deutschlands Mittellage barg schon immer Chancen und Gefahren und stellt hohe Anforderungen an 
die Diplomatie. Vieles ist zu bedenken: Ist die Bindung an eine Supermacht sinnvoll, ist die Ost¬ 
orientierung vorteilhafter als die Westbindung, wie weit muß Rücksicht auf die „Sandwichlage“ 
Polens genommen werden und wer könnte „Festlandsdegen“ Englands sein? 

Der Charme von Tauroggen umwehte ansatzweise noch den Rückversicherungsvertrag unter Bismarck 
(1887) und den Vertrag von Rapallo (1922). Beim Ribbentrop-Molotow-Abkommen im August 1939 
war so viel Doppelbödigkeit und weltrevolutionärer Hintersinn im Spiel, daß Tauroggen dabei lieber 
nicht erwähnt werden sollte. Anders verhält es sich bei einem weniger bekannten Vorgang vom 
Dezember 1942. Damals soll ein russischer Kontaktmann (Dr. Claus) in Schweden einem Mitarbeiter 
Ribbentrops (Dr. Peter Kleist) einen Waffenstillstand angeboten haben, was aber von deutscher Seite 
nicht aufgegriffen wurde (Peter Kleist, Die deutsche Tragödie, S.182f.). Viel Streit gab es 1952 um das 
Wiedervereinigungsangebots Stalins. Adenauer lehnte es ab, so daß seine Bedeutung im Dunkel 
bleibt. 1989 kam die Wiedervereinigung mit dem 2+4-Vertrag. Der darin zugesagte Abzug der 
russischen Truppen wurde genau eingehalten. Anders die Westmächte. Sie unterhalten noch Truppen 
in Deutschland und bestehen auf der Fortgeltung der wichtigsten Teile des Besatzungsstatuts. 
Gorbatschow hat Deutschland von der Katyn-Schmach befreit, andere dagegen erheben immer neue 
Schuldvorwürfen und verweigern dabei den Blick in ihre Archive. Das könnte eines Tages bei den 
Deutschen das Gefühl reifen lassen, Russland meine es ehrlicher und sei eine bessere Option als der 
Westen. Rußland hätte angesichts der unverhohlenen Einkreisungspolitik der USA bestimmt nichts 
dagegen. 

Was würde das für die Vertriebenen bedeuten? 

Eine Verschlechterung bestimmt nicht, denn Schlimmeres als die Rechtsverweigerung vor den EU- 
Gerichten kann es nicht geben. Im Gegensatz dazu soll Gorbatschows 1990 sogar die Oder-Neiße- 
Linie zur Diskussion gestellt haben, was Kanzler Kohl aber ignorierte (Gorbatschow, Wie es war, S.106). 
Putin hat sich zwar nicht so klar geäußert wie Gorbatschow, aber der Bau der Gasleitung durch die 
Ostsee oder die Umbenennung Leningrads in „Petersburg“ lassen hoffen! 

Tauroggen hat die Phantasie auch anderer beflügelt: Zum 200. Jahrestag der Konvention fand im 
November 2012 in Berlin eine „Souveränitätskonferenz“ statt. Die Referenten, darunter Prof. Scholl- 
Latour, Prof. Schachtschneider, Dr. Fallin (ehern. Botschafter), erörterten u.a. die Frage „Welche 
Bündnisse braucht Deutschland.“ Die Teilnehmer haben sich bewusst auf tabuisiertes Gebiet begeben. 
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Neuer Gedenkstein 

Tauroggen heißt heute Taurage und liegt im süd¬ 
westlichen Litauen. 1912 wurde auf den Fundamenten 
der Poscheruner Mühle ein Gedenkstein aufgestellt, den 
die Sowjetarmee 1944 aber in die Luft sprengte. Zum 
200. Jahrestag der Konvention von Tauroggen hat eine 
Gruppe Einheimischer den Stein erneuert und ihn auf 
der Westseite mit einer deutschen Inschrift und auf der 
Ostseite mit einer russischen versehen. Die Stadt 
verspricht sich von dem Denkmal eine gewisse 
Belebung des Fremdenverkehrs. Vielleicht zeigt er aber 
auch, daß Deutschland eine Option im Osten hat. (F.V.) 

Quellen: Peter Kleist, Die deutsche Tragödie, Preuß.Oldendorf 1971; Michael Gorbatschow, Wie es war, Berlin 
1999; Google „Souveränitätskonferenz“. 



Interessantes in Kürze: 

1. Die frühere DDR „beschäftigte“ 91.015 hauptamtliche Stasi-Mitarbeiter, denen 189.000 
Inoffizielle Mitarbeiter (IM) zuarbeiteten. 

2. Erster kommunistischer Kreishauptmann im Kreis Aussig (Üstf nad Labern) seit der 
Wende wurde Oldrich Bubenieek Seine Partei, die KSEM, wurde bei den Regionalwahlen im 
November stärkste Kraft und ging mit der CSSD/Sozialdemokraten eine Koalition ein. 1974 
war Bubenieek als einfacher Arbeiter der damaligen KSE/KP) beigetreten und betätigte sich 
u.a. als Korrespondent der KP-Zeitung Halo noviny am Parteileben. Im Aussiger Parteisekre¬ 
tariat hängen bis heute Bilder von Lenin und dem KPC-Helden Julius Fucik (Quelle Weltnetz). 

3. Der tschechische Staatspräsident Vaclav Klaus hielt auf Einladung der Forschungsstelle 
für Familienunternehmen an der Universität Bayreuth eine Rede. Als der anwesende örtliche 
SL-Kreisobmann die Beneschdekrete ansprach, verbat sich Klaus sehr scharf solche 
„Spielchen“ und meinte, Vergangenheit sei Vergangenheit. Leider applaudierten ihm dafür 
die rd. 1000 (unkundigen) Zuhörer lebhaft (Sudetendeutsche Zeitung, 21.12.2012). 

4. Nach Kriegsende unterhielten auch die Briten Folterlager in i hr er Besatzungszone. So in Bad 
Nenndorf bei Hannover, wo vor allem deutsche Soldaten unter unbeschreiblichen „Verhörmethoden“ 
litten, aber auch Juden und Kommunisten, die gerade die deutschen KZs überstanden hatten. Später 
setzte man diese Folter gegen nordirische Rebellen ein. Kann ein solcher Staat Verständnis für die den 
Vertriebenen zugefügten Grausamkeiten haben? (Focus 4/2012, S.44 ff.). 

5. In Dobrenz wurde die gerichtsmedizinische Untersuchung an den 13 Leichen Deutscher abge¬ 
schlossen. Das Resultat wird wie ein Staatsgeheimnis behandelt und nur den Angehörigen mitgeteilt. 
Auch der Name der verantwortlichen Staatsanwältin blieb geheim. Zeugenaussagen, wonach die 
Toten mit Schaufeln und Hacken erschlagen worden seien, sollen keine Bestätigung gefunden haben. 

6. Vaclav Klaus, der tschechische Staatspräsident, begnadigte zum Ende seiner Amtszeit (07. März 
2013) rd. 7.500 Gefängnisinsassen, darunter auch „Protagonisten“ der größten Korruptions¬ 
skandale. Allgemein sieht man das Vertrauen der Bürger in den Rechtsstaat erschüttert, zumal 
die Amnestie als „maßgeschneidert“ gilt. In vielen Schulen und Behörden wurden aus Protest 
die Klaus-Bilder abgehängt. Die Polizei Sachsens befürchtet eine grenzüberschreitende 
Zunahme von Delikten. 

7. Das Rückrat der deutschen Wirtschaft sind die mittelständischen Familienbetriebe. Sie haben 
durchschnittlich 2000 Mitarbeiter und sind meist Weltmarktführer in einem kleinen Segment. 

Weltweit gibt es diesen Firmentyp genau 2.734 mal. Fast die Hälfte davon (1.307) hat ihren Sitz in 
Deutschland und weitere 200 kommen aus dem weiteren deutschsprachigen Raum (JF, 21.9.12, S.11). 
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8. Das Studienzentrum Weikersheim (SZW) verspricht sich neue Impulse von einem neuen 
Präsidium, dem die Professoren Harald Seubert, Karl Albrecht Schachtschneider und Jost Bauch 
angehören. Das SZW versteht sich als Denkfabrik für einen freiheitlichen Konservativismus und tagte 
im September in der Orangerie des Weikersheimer Schlosses. Dem Kreis gehören nur noch rd. 300 
Mitglieder an. 

9. Ein satirisches Hitlerbuch schrieb Timur Vermes: „Er ist wieder da“. In ihm wacht Hitler im 
Jahre 2011 in Berlin unversehrt auf einer Wiese auf und wandert frotzelnd durch das heutige Berlin. 
Am Schluß erhält er im Fernsehen eine Talkschau mit Renate Künast als Teilnehmerin. Das Buch 
steht in der Bestsellerliste des „Spiegels“ seit dem Herbst auf dem 1. Platz (Folge 3/2013). 

10. In Polen erregen mehrere Filme die Gemüter: Pasikowski behandelt in „Nachlese“ den polnischen 
Antisemitismus; Pawel Chochlew untersucht (ab Februar) „Das Geheimnis der Westernplatte“ und 
Janusz Zaorski schildert das Schicksal einer 1940 nach Sibirien deportierten polnischen Fa mi lie. 

11. Der tschechische Verlag Guidemedia (Brünn) hat die zwischen 1939 und 1942 gehaltenen 
Hitlerreden herausgegeben. Die erste Auflage von 10.000 Expl. ist nur für den Internet-Verkauf 
bestimmt. Experten wenden ein, daß es sich um Propagandareden handele. Der Verleger und Über¬ 
setzer Pavel Kamas glaubt aber, daß es genügend Literatur über Hitlers wahren Charakter gebe und 
der tschechische Bürger ein Recht habe, die Originaltexte zu lesen. 


Langobarden in Mähren 

Nach gängiger Lehre verließen die Langobarden den böhmisch-mährischen Raum im Jahre 568 n.Chr., 
um sich in Norditalien niederzulassen. Vor zwei Jahren jedoch entdeckten Archäologen in Kyjov, 
südöstlich von Brünn, einen 240 Gräber umfassenden langobardischen Friedhof 
aus dem späten sechsten Jahrhundert. Der Ausgrabungsleiter, Jaromir Smerda, 
nannte den Fund eine Sensation, denn er zeige, daß Teile der Langobarden offenbar 
in Mitteleuropa geblieben seien und in Kyjov ein wichtiges Zentrum besaßen. Die 
Grabbeigaben deuten auf eine aristokratisch geprägte Gesellschaft hin. Man darf 
vermuten, daß dieser Fund den Verfechtern der Kolonisationstheorie wenig Freude 
bereitet, denn er spricht eher für die von Berthold Bretholz (1862-1936, 

Landesarchivar, Brünn) begründete Kontinuitätstheorie. Dies umso mehr, als die 
Bücher von Alois Bemt (1989), Josef Starkbaum (1967) und anderer in die gleiche 
Richtung weisen. (Quelle: Tschechischer Rundfunk, 19.11.2012) Berthold Bretholz 



Eine europäische Regionalentwicklung - am Beispiel Sudetenland 

(von Prof. E.E,.Korkisch) 

In den 90-er Jahren des vergangenen Jahrhunderts gab es noch offen ausgesprochene Unsicherheit, ob 
Europ a als Bundesstaa t oder als Staatenbund konzipiert werden sollte. Inzwischen ist trotz 

— Lobbyismus und umfangreicher Korruption bei ständiger medialer 
Wiederholung die gesetzgeberische Dominanz der zentralen Brüsseler 
Verwaltung immer mehr verfestigt und weniger hinterfragt. 

Demgegenüber steht die regionale Initiative für überschaubare Räume 
vergleichbarer Struktur. Das führt zu Kooperationen über Staatsgrenzen 
hinweg und findet Ausdruck in Gebieten wirtschaftlicher und kultureller 
Eigenart. Es erinnert an die föderative Entwicklung des Reichsgedankens im 
Hohen Mittelalter, dem sich die vielen deutschen Stämme wie auch die 
Tschechen auf einheitlicher religiöser Grundlage anschließen konnten. 
Gemeinsame Interessenlage ließ regionale Zusammenarbeit entstehen, so 



Emst E. Korkisch 
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auch in Böhmen, Mähren und Schlesien. Die nationale Frage wurde erst mit der Differenzierung der 
Glaubensgrundlagen virulent. Die nationalstaatliche Idee wurde schließlich mit Raum- und 
Machtentfaltung zur Bedrohung für gleichgerichtete Bestrebungen der europäischen Nachbarstaaten. 

Wie tief das im Bewußtsein der Völker schon verankert war, zeigten die Reaktionen anläßlich des 
Zusammenschlusses von West- und Mitteldeutschland nach dem Fall der Mauer und löst auch 
Widerstände gegen Bemühungen der Vertriebenen um Ausgleich der völkerrechtlich und historisch 
nicht zu leugnenden Besitzständen aus. Dabei würde der Rückgriff auf die friedenstiftende föderative 
Idee und damit die regionale Förderung für Europas Zukunft weiterführend sein. 

Hier muß aber ein gemeinsamer Wertekodex für Alle bindend sein, wie es die europäische 
Grundrechte-Charta bereits verlangt, aber gleichzeitig die Ausnahme für die Vertreiberländer Polen 
und die Tschechische Republik zuläßt. Die Wiedergutmachung des Vertreibungsunrechts wird aber 
auf Dauer von den betreffenden Regierungen nicht aus der Politik ausgeklammert werden können, und 
es werden sicher in absehbarer Zeit Ersatzlösungen angeboten werden. 

Die Verwirklichung wird von den übrigen europäischen Völkern nicht verweigert werden, wenn die 
über Jahrhunderte wirksame geschichtliche kulturelle Leistung unter dem künftigem Aspekt einer 
ganzheitlichen Ordnung im Sinne regionaler Selbstbestimmung in einem europäischen föderativen 
Staats verband gesehen wird. Der Ostraum müßte in Polen und der Tschechischen Republik 
gewachsene Einheiten wie das altpreußische Land im Natur- und Geschichtsraum des südbaltischen 
Landrückens, Pommern, Schlesien und Sudetenland als Einheiten innerhalb der europäischen 
föderativen Gliederung nicht mehr als nationale Bedrohung erkennen. In der für alle Zeiten nötigen 
Wiedergutmachung des angetanen Unrechts der Vertreibung und zur Wiederherstellung des 
geschichtlichen Zusammenhangs von Mensch, Kultur und Landschaft bietet sich eine 
Wiederbesiedlung des Raumes unter Möglichkeit der Zugehörigkeitsoption der jetzt dort siedelnden 
Bevölkerung an. 

Es würden sich dann nach Schweizer Vorbild 

1. “geschlossene“ Volkstumszonen bilden, die den Grundsatz der Einsprachigkeit in 
Verwaltung und Schule verwirklichen. 

2. Die “gebundene“ Zone würde nach erfolgter Option mit gemischtvölkischer Zugehörigkeit 
Zweisprachigkeit in Amt und Schule festlegen. 

3. Auslösende Funktion müßte die Übereinkunft zwischen den Staaten bilden, eine deutsche 
Wiederbesiedelung der historischen Länder im Verhältnis 2 : 1 zugunsten des deutschen Volksteils 
zuzulassen. Dies entspräche dem heutigen Besiedlungsanteü der Tschechen in den 
sudetendeutschen Gebieten im Verhältnis zur ursprünglichen Besiedlung vor der Vertreibung. 

Dieser Vorschlag zum Kompromiss würde der sudetendeutschen Seite bzw. allen Vertriebenen eine 
ernstzunehmende Bedeutung verleihen, aber auch die Bundesregierung neuerlich in die Pflicht 
nehmen können. 

Die Vertreiberländer könnten mit der Hand in Hand gehenden zukünftigen gegliederten föderativen 
europäischen Ordnung ihre konfliktträchtige nationale Eingrenzung ohne Gefährdung verlassen und 
den Komplex der Vertreibungsschuld als Dauerbelastung loswerden. 

Die Entwicklung der Welt bewegt sich insgesamt in zwei Richtungen: 

einerseits strebt sie zu immer größerer Einheit, andererseits zu immer größerer Vielfalt. Die Idee des 
Föderalismus erwächst aus diesem scheinbaren Widerspruch zu neuer aktueller Bedeutung. Wir sind 
als Sudetendeutsche aufgerufen, diese Zeichen der Zeit zu erkennen und ganzheitlich verpflichtete 
eigene Positionen in für Alle friedensfördernder Politik zu vertreten. 

Quellen: 

• Leopold Kohr, Die überentwickelten Nationen, Salzburg 1983 

• Wilhelm Kuhn, Berlin Deutschland und die Konföderation, Nürnberg 1961 

• Frederic Vester, Unsere Welt - ein vernetztes System, München 1987 

• Christian Wüst, Regionalismus - die Region als Raum und Gedanke, Freising 1997 

• E.E. Korkisch, Von der Bedeutung des Regionalen in Raumordnung, Städtebau und Hochbau, Freising 1997 
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Memento Dresden 

13. bis 15. Februar 1945 
Dresden stirbt im vierfachen Bombeninferno 

„WIEVIEL STARBEN, WER KENNT DIE ZAHL? 

AN DEINEN WUNDEN SIEHT MAN DIE QUAL 
DER NAMENLOSEN, DIE HIER VERBRANNT 
IM HÖLLENFEUER AUS MENSCHENHAND.“ 

(Inschrift auf dem Dresdner Heidefriedhof) 

Worte von Max Zimmering 

Das Gedenken an die unschuldigen Opfer des Bombenterrors in Dresden ist mit Recht zum Symbol 
für die vielen anderen Angriffe gegen die Zivilbevölkerung geworden. Die Trauer an den Gedenktagen 
hat sich aber zusehends von stiller Betroffenheit zur Selbst-Anklage gewandelt. Opfer sind jenseits 
von Schuld auf allen Seiten stets beklagenswert, die eigenen können dabei nicht geringer sein. 

Für Nachgeborene ist das Geschehen des 13. bis 15. Februar 1945 - der diabolische Vorgang und 
seine verheerende Wirkung - nicht wirklich nachvollziehbar und auch nur schwer zu vermitteln. 
Luftmarschall Sir Robert Saundby, Stellvertreter und engster Mitarbeiter von Sir Arthur Harris 
(Bomber-Harris) bekennt: „Dass die Bombardierung Dresdens eine erschütternde Tragödie war, 
kann niemand leugnen“. 

Zwei vernichtende britische Feuersturmangriffe kurz hintereinander, kombiniert mit Brand- und 
Sprengbomben, auf das zivile Innenstadtgebiet von ca. 15 qkm, verhinderten die Rettungs¬ 
möglichkeiten. Zwei weitere amerikanische Angriffe in den darauf folgenden Stunden vollenden die 
unfassbare, vierfache Vemichtungsorgie. 

Kurt Vonnegut jr., amerikanischer Schriftsteller, als Kriegsgefangener Augenzeuge des höllischen 
Geschehens, im SPIEGEL 6/2005 S.159: 

„Die Zerstörung Dresdens war das größte Massaker der europäischen Geschichte“. 

Die mit Ostflüchtlingen überfüllte Stadt hinterließ so große Leichenmengen, dass wegen 
Seuchengefahr und geringster Transportmöglichkeiten Massenverbrennungen schon am ersten Tag an 
mehreren Stellen der Stadt durchgeführt werden mussten. Dokumentiert findet sich nur die ab 
21.2.1945 bis 5.3.1945 stattgefundene am Altmarkt. Leichenbergungskommandos waren noch bis Juli 
1945 für die massenhaft verschütteten Kellertoten eingesetzt. 

Die im Dresdner Stadtmuseum noch vor 1989 gesammelten Schmelzen von Materialien mit 
Schmelzpunkt bis 2000 Grad, weisen zudem auf die nicht mehr registrierbaren, veraschten 
Menschenopfer des Bombardements hin (Kremierungstemperatur liegt bei 800 Grad). 

Von der 2004 eingesetzten Historikerkommission wurden aber nur die noch vorhandenen Dokumente 
als wissenschaftlich bewertet und Augenzeugen als traumatisiert einseitig abgelehnt. 

So wurden aus 275 000 Opfern (Internationales Rotes Kreuz) jetzt 
als Obergrenze 25.000 Opfer bestimmt. 

Dieses politisch korrekte, Opfer verachtende Ergebnis kann nicht allein bei uns Zeitzeugen, sondern 
auch im In- und Ausland nur noch Abscheu erregen. 

ALLEN TOTEN 

EINSCHLIESSLICH DER NAMENLOSEN BRANDOPFER DRESDENS 
ZUM GEDENKEN 

E.E. Korkisch, ehern. Kruzianer / Kreuzchorschüler, Augenzeuge, 85354 Freising, Vimystr. 4 
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Neue Möglichkeiten vor Gericht? 

Oder: Wo ist das Schlupfloch? 

Zu den ehernen Grundsätzen des Rechts gehört die Gleichheit vor dem Gesetz. Die Vertriebenen 
haben aber allzu oft erlebt, wie erfindungsreich nationale und internationale Gerichte sind, wenn es um 
ihre Angelegenheiten geht. Wird es in folgendem Fall eine Ausnahme geben? Hier sind die 
Einzelheiten: 

Bekanntlich haben die Sowjets 1940 rund 21.000 polnische Offiziere ermordet; r . _ — 
4.000 davon in Katyn. Diese Morde wurden zunächst Deutschland angelastet, bis JSfcL^jü , J 
Gorbatschow 1990 diese Lüge beendete. Russland stellte aber 2004 die 
Ermittlungen ein, weil die Mörder inzwischen verstorben seien. Dagegen EGMR. Straßburg 
beschwerten sich zwölf polnische Staatsbürger vor dem Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte (EGMR) in Straßburg und - bekamen Recht! Russland müsse den zwölf Opfern 
über eine juristische Rehabilitierung späte Gerechtigkeit widerfahren lassen und so ihre Ehre 
wiederherstellen. 

Mit diesem Spruch verließ der EGMR eine Linie, die er noch 2008 verfolgte. Damals lehnte er das 
Rehabilitationsbegehren der Preußischen Treuhand mit der Begründung ab, daß es sich bei der 
Vertreibung um einen Vorgang vor dem Beitritt Polens zur EU (1994) handele. Analog hätte auch 
Russland um eine Verurteilung herumkommen müssen, denn es trat der europäischen 
Menschenrechtskonvention erst 1998 bei, als die Katyn-Morde schon 58 Jahre zurücklagen! 

Der gesunde Menschenverstand erwartet nun auch Weisungen an die Vertreiberstaaten, sich der 
Lasten aus der Nachkriegszeit zu entledigen. Wahrscheinlicher dürfte aber sein, daß die 
Spitzenjuristen des EGMR neue Schlupflöcher präsentieren, wenn wieder eine Klage ansteht. Die 
Gleichbehandlung der Vertriebenen vor dem Gesetz wird wohl noch lange ein fernes Ideal bleiben. 


Meinumsfreiheit in Deutschland 

Im Juli 2011 hat das Menschenrechtskomitee der Vereinten Nationen (UN) im „General Comment 34“ 
die strafrechtliche Verfolgung von missliebigen historischen Ansichten geächtet. Das Bundesjustiz¬ 
ministerium hat dazu allerdings eine eigene Meinung: Nicht die Äußerung einer unerwünschten 
Meinung werde in Deutschland bestraft, sondern nur die durch diese mögliche Störung des 
öffentlichen Friedens. Diese Deutung zeugt von rabulistischer Geschmeidigkeit der Justiz. 

In der Praxis wirkte sich das bereits auf einen Fall in Augsburg aus. Dort wurde ein nach § 130 StGB 
Angeklagter vom Landgericht mit dem Hinweis auf das „General Comment 34“ freigesprochen. Die 
Staatsanwaltschaft ging dagegen in Revision, und das Oberlandesgericht verwies den Fall an die 
Vorinstanz zurück, da „nicht alle Aspekte hinreichend geprüft“ worden seien. 


„Das Regime der telekratischen Öffentlichkeit ist die unblutigste Gewaltherrschaft und zugleich der 
umfassendste Totalitarismus der Geschichte. Es braucht keine Köpfe mehr rollen zu lassen, es macht 
sie überflüssig“ - Botho Strauss, Anschwellender Bocksgesang 
(nach Heimo Schwilk/Ulrich Schacht (Hrsg.),, Die selbstbewusste Nation“, S. 31, gefunden von Alf Torsten Werner) 


Das traurige an der us-amerikanischen Präsidentenwahl war, daß nur einer der beiden 
Kandidaten verloren hat. 
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Dauerausstellung Flüchtlinse und Vertriebene 

im Museum Bayerisches Vogtland zu Hof 

Die Stadt Hof war 1945/46 für rund 2.000.000 Flüchtlinge und Vertriebene erste Anlaufstation auf 
ihrem Weg in den „Westen“. Im Stadtteil Moschendorf befand sich auch das größte von insgesamt 
sechs Grenzdurchgangslagern Bayerns. Das war für die örtliche BdV-Gruppe Grund genug, die 
Errichtung eines Museum zur „Geschichte von Flucht und Vertreibung“ anzuregen. Die Stadt konnte 
sich dem Wunsch nicht gut entziehen, da Hof Nutznießer einer bedeutenden Stiftung ist, die von 
einem Vertriebenenehepaar errichtet wurde. Das Museum wurde im Vorjahr eröffnet und räumte auch 
den sudetendeutschen Gesinnungsgemeinschaften einen Platz ein. Unser Mitglied Gernot Bergmann 
besuchte das Museum und legte folgenden Bericht vor: 

Besuchsbericht vom 15. Dezember 2012: 

Die auf drei Etagen verteilte Ausstellung gliedert sich in die folgenden Abschnitte: 

1. Wegmüssen und Ankommen 

2. Neuanfangen, Aufbauen, Heimischwerden 

3. Erinnern, Mahnen, Versöhnen 

In dieser Ausstellung werden die „Vorgeschichte, die Ursachen und die Abläufe 
der Zwangsmigration der Deutschen am Ende und infolge des 2. Weltkrieges“ 
dargestellt. Ihr Schwerpunkt liegt in der Ankunft und Aufnahme der Vertriebenen 
in Hof, besonders im Grenzdurchgangslager Moschendorf. 

Einführend werden einige Beispiele für Vertreibung aus Randgebieten Europas 
(Flüchtlinge aus dem griechisch-türkischen Krieg) und Asiens (Armenier, die aus 
der Türkei vertrieben wurden) auf gezeigt. Warum man hier so weit ausholt, ist 
nicht ganz verständlich, da der Schwerpunkt der Ausstellung auf Ankommen und Aufnahme 
Vertriebener Deutscher in Hof liegt. Soll hier gesagt werden, „Was Euch geschehen ist, ist keine 
Besonderheit?“ Zu diesem Schluss könnte man auch kommen, wenn man die ei nf ührenden Graphiken 
über Flüchtlingsströme analysiert. Sie sind aufgeteilt in eine Graphik, die Flucht, Völkermord und 
Vertreibung unter dem Nationalsozialismus (1939-1944) zeigt und eine Graphik für das Geschehen 
danach. Während im ersten Fall zumindest indirekt die Verantwortlichen genannt werden, nämlich die 
Nationalsozialisten, werden sie im zweiten Fall nicht genannt, sondern nur die Leidtragenden (Polen 
und Deutsche). Den Begriff „Völkermord“ sucht man hier vergeblich. 

Bilder von Vertreibungen von Juden und Polen werden in diesem Ausstellungsteil gezeigt, jedoch 
keine von Deutschen, obwohl davon nachweislich Bildmaterial existiert, wie aus anderen 

Es findet sich nur ein Foto, das die Ankunft von deutschen 
Vertriebenen in Hof zeigt. Hier werden nur Bilder vom 
Anfang der 40er Jahre gezeigt, auf denen Deutsche zu sehen 
sind, die infolge des Abkommens zwischen Hitler und 
verschiedenen Staaten aus baltischen und südosteuropäischen 
Ländern „heim ins Reich“ geholt wurden. Selbstverständlich 
werden aber jubelnde Deutsche beim Einmarsch der 
Wehrmacht ins Sudetenland gezeigt. 

Man könnte diesen ei nf ührenden Teil als ein typisches 
Beispiel der „political correctness“ bezeichnen. Das klingt auch an, wenn behauptet wird, dass die 
Vertreibung der Sudetendeutschen vor dem Herbst 1945 auch durch Gewalt und willkürliche 
Ermordungen geprägt war. Danach soll sie geregelt abgelaufen sein. Dass sie schon in großen Zügen 
vor dem Herbst zentral „geregelt“ war, mit allem was mittlerweile bekannt ist, wird verschwiegen. Es 
ist, als ob es die Bücher von Sidonia Dedina und die Ausstellung „Wilde Vertreibung“ nie gegeben 
hätte. 


Publikationen bekannt ist. 



V ertreibungkisten 



Gemot Bergmann, 
der Verfasser dieses 
Berichtes aus Hof 
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Es mag ja sein, dass die Macher der Ausstellung aktuelle Forschungsergebnisse berücksichtigt haben, 
aber dann zumindest nicht ausgewogen. Die Behauptung, dass der 2. Weltkrieg von Anfang an ein 
geplanter und brutaler Vernichtungs- und Expansionskrieg war, ist zu einseitig. Die Dinge sind 
wesentlich komplizierter. Verwiesen sei hier nur auf Publikationen von Hoffmann, Suworow, Maser, 
Musil u.a. aus den letzten 20-25 Jahren. 

Die Exponate über Neuanfangen, Aufbauen und Hei mi sch-Werden sind das eigentlich Wertvolle, das 
diese Ausstellung sehenswert erscheinen lässt. Zahlreicher Dokumente, Mitbringsel, Utensilien vom 
Lagerleben, Tagebücher und Problemen bei der 
Eingliederung in die neue Gesellschaft lassen uns diese 
Menschen ganz nah erscheinen. Besondere Beachtung 
fand auch das Wohnraumproblem. Interessant war der 
Hinweis, dass die Aliierten (auf Verlangen der 
Tschechen!) darauf geachtet haben, dass ehemalige 
Ortsgemeinschaften möglichst zu zerstreuen sind, damit 
die Vertriebenen sich assimilieren und sich nicht so leicht 
zusammenschließen können. 

Interessant war auch eine handgeschriebene Chronik von 
Josef Brosche aus Haber, einem Dorf, das dem früheren 
Wohnort meiner Mutter (Auscha) benachbart ist. 

Weiterhin sind Straßenbenennungen, Volksfeste, Ausstellungen und Dokumentationen zu sehen, die 
sich mit dem Vertreibungsproblem befassten. Auch der Lastenausgleich ist thematisiert worden. 

Im letzten Teil der Ausstellung werden die Verbände der Vertriebenen mit ihrer Geschichte 
dargestellt. 

Aufgeführt sind dort auch die drei sudetendeutschen Gesinnungsgemeinschaften, die“ katholisch¬ 
christlichsoziale Ackermann-Gemeinde“, die „sozialdemokratische Seligergemeinde“ und der 
„völkisch-nationale Witikobund“. Es wird darauf hingewiesen, dass alle drei an bereits vor der 
Vertreibung bestehende geistige Grundhaltungen anknüpfen 
und mehr oder weniger enge Verbindungen zur Sudeten¬ 
deutschen Landsmannschaft haben. Unter der Abbildung einer 
älteren Ausgabe des Witikobriefes steht folgender Text: 

„Der Witikobrief ist das Mitteilungsblatt des elitär organi¬ 
sierten Witikobundes. Dessen Name geht zurück auf die Roman¬ 
figur Witiko des deutsch-böhmischen Schriftstellers Adalbert 
Stifter. Die Gestaltung des Witikobriefes in schwarz, weiß und 
rot entspricht den Farben der Reichskriegsflagge. Rechts¬ 
extremistische Kreise verwenden diese häufig. Der Witikobund 
wird bis 1967 als rechtsextrem eingestuft. Mehrere seiner 
Mitglieder äußern sich geschichtsrevisionistisch und leugnen 
den Holocaust. “ 

Vielleicht sollte man wegen der untergeschobenen Verbindung 
zu rechtsextremistischen Kreisen zumindest publizistisch tätig 
werden. (Gernot Bergmann, Potsdam) 


Zum Bild vom Witikobund: 

Dem Witikobund geht es einzig und 
alleine um Menschen- und Völker¬ 
recht. Diesen entsprach der Kampf der 
Sudetendeutschen um ihr Selbst¬ 
bestimmungsrecht, der daher niemals 
mit Vertreibung und Totalenteignung 
bestraft werden durfte. Sehr oft dienen 
Geschichtsverdrehungen zur Rechtfer¬ 
tigung dieser Strafen. Wenn der 
Witikobund diesem Mangel an Auf¬ 
richtigkeit entgegentritt, ist das Dienst 
an der Wahrheit und kein Geschichts¬ 
revisionismus. Haltlos ist der Bezug 
zur Reichskriegsflagge, denn die 
gleiche Farbgestaltung finden wir auch 
beim Zeichen des Roten Kreuzes! _ 



Die Sorsett einer Museumsleituns 

In der Grenzstadt Hof finden sich in der Ausstellung „Flüchtlinge und Vertriebene in Hof 1 interessante Angaben zum 
Witikobund, die diesem teilweise selbst noch neu waren. Daher danke, liebe Autoren, für den Hinweis auf die 
Reichskriegsflagge! Aber zwei von den drei „Farben“ lassen sich bei Zeitungen, ja sogar bei Büchern kaum vermeiden, denn 
weiß und schwarz sind die naturgegebenen „Farben“ von Papier und Druckerschwärze! 


In der niedrigen Hütte geht der kluge Mann gebückt. 


Wo ein Unrecht ist, muß ein Aufstand sein! (B.Brecht) 
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ERINNERUNGEN UND DER KAMPF UM KULTURELLE HEGEMONIE 

(von Dr. Manfred Ludwigs) 

In dem Buch „Power and the Past“ („Macht und Vergangenheit“) befasst sich Eric 
Langenbacher mit dem Themenkreis ,Die Deutschen als Täter 4 (, Germans as Perpetrators ‘) und 
in diesem Zusammenhang auch mit dem Themenkreis ,Das Leiden der Deutschen 4 {„The 
German Suffering‘ ). Der folgende Artikel beschreibt die wichtigsten Begriffe und ihre Beziehung 
aus dieser Darstellung und versieht die Thematik am Ende mit einem aktuellen Bezug. 
Deutsche als Täter und das Leiden der Deutschen. Die Deutschen während der Jahre 1939 bis 1945 
werden aus der Sicht der Alliierten als perpetrators, als Täter dargestellt. Dass in dieser Zeit und 
danach auch Unrecht an den Deutschen begangen wurde, spielt in der Darstellung kaum eine Rolle. Es 
sind besonders die Vertriebenen, die das kaum erwähnte Unrecht an den Deutschen als ihr zentrales 
Anliegen heraussteilen. Es geht dabei um das Leid der Bevölkerung in den Bombennächten, heim 
Einmarsch der Roten Armee, bei der Vertreibung und in der Kriegsgefangenschaft. Einschlägige 
amerikanische und englische Veröffentlichungen - und so auch Langenbacher - schreiben wenig über 
das German suffering, das Leiden der Deutschen. Der Begriff victims, Opfer, ist in diesen Darstellun¬ 
gen, mit Bezugnahme auf Deutsche, kaum zu finden. Offensichtlich besteht eine psychische Hürde, 
wenn es darum geht, aus der Siegerperspektive auch Deutsche als Opfer wahrzunehmen. Und 
vielleicht ist es mit den Zielen mancher Geschichtspolitiker unvereinbar, wenn man auch auf der Seite 
der ehemaligen Kriegsgegner während des Krieges oder nach Kriegsende Opfer wahrnimmt. 
Gedächtnis(inhalte), politische Kultur und Macht Wichtige geschichtliche Ereignisse, 
beispielsweise der Holocaust, Flucht und Vertreibung oder der Abwurf der ersten Atombombe, 
werden von interessierter Seite immer wieder ins Gespräch gebracht, in das gemeinsame Gedächtnis 
(shared memory) gehoben. Nach Aleida Assmann gibt es fünf Varianten des gemeinsamen 
Gedächtnisses. Von diesen ist das kollektive Gedächtnis (collective memory) für das weitere 
Verständnis von Bedeutung (Langenbacher, 2010, S. 29). Beim Begriff des kollektiven Gedächtnisses 
bestehen definitorische Unschärfen. Langenbacher nimmt diese in Kauf und umschreibt es als 
„intersubjektiv gleiche Interpretation einer gemeinsamen schmerzhaften Vergangenheit mit einem 
hohen Grad an [psychischer, M.L.] Wirkung“ (S. 26). Die gemeinsamen Gedächtnisinhalte des 
kollektiven Gedächtnisses sind ein wesentlicher Bestandteil der politischen Kultur. Eine zentrale 
Funktion der politischen Kultur besteht darin, Identitätsbewusstsein für eine Gruppe zu liefern, denn 
kollektive Erinnerung (collective memory) beeinflußt ganz eindeutig die Definitionsfrage, „wer“ eine 
Gruppe ist, indem sie beantwortet, „woher“ die Gruppe kam und warum (S. 26). Paul Connerton 
schreibt zu diesem Zusammenhang: „Es ist sicherlich richtig, dass die Kontrolle über die Erinnerung 
einer Gesellschaft weitgehend die Hierarchie der Macht bestimmt, ... unsere Bilder der Vergangenheit 
dienen üblicherweise dazu, eine gegenwärtige soziale Ordnung zu legitimieren“ (zitiert nach S. 33). 
Daher entstammt Macht „ dem Grad der Vorherrschaft, den eine bestimmte Erinnerung in einer 
(gegebenen) politischen Kultur erreicht“ (S. 33). Mit dieser Information wird der Begriff 
Geschichtspolitik verständlich, als die „aus politischen Gründen formulierte, d.h. parteiische 
Interpretation von Geschichte, verbunden mit dem Versuch, eine breite Öffentlichkeit von dieser 
Interpretation zu überzeugen, um politische Zwecke zu erreichen.“ (Wikipedia). 

Memory Regimes Wenn Gesellschaften sich erinnern, dann „geschieht dies nur insoweit, als ihre 
Institutionen und Rituale das Erinnern ihrer Mitglieder organisieren, formen, auslösen. Denn die 
Erinnerung einer Gesellschaft kann nicht ohne jene Personen fortbestehen, die den Erinnerungsprozess 
ausführen“ (Young: Texture of Memory; zitiert nach S. 31). 

Der personelle Aspekt der memory regimes 

Auf der Umsetzungsebene der Erinnerungsarbeit sehen wir Sozialisationsagenten. Diese sind Politiker, 
Journalisten, religiöse Führungspersonen, Künstler, Lehrer, Intellektuelle usw. (S. 31). 
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Der inhaltliche Aspekt der memory regimes 
Er umfasst die jeweils aktuell 

a) in einem Lande vorherrschenden Themen (Ereignisse) kollektiven Erinnerns, 

b) die mit diesen Ereignissen verknüpften politischen Werte und gewonnenen Erkenntnisse 
und Identitäten (sowohl als gesolltes Denken und Verhalten als auch als unzulässige Werte, 
Haltungen, Verhaltensweisen oder Tabus) 

c) unterstützenden ethischen und moralischen Diskurse. 

In der Rückschaubetrachtung umfassen memory regimes: 

a) die Ursachen und Erklärungen des erinnerten Ereignisses (seine Geschichte) und 

b) den Längsschnittverlauf der aus dem zugrundeliegenden Ereignis gewonnenen 
Erinnerungsgehalte. 

Letztlich geht es um gezielte Wiederholung oder Vermittlung von Kenntnis, darauf aufbauend um die 
Hinführung zur normativen Beurteilung des zugrundeliegenden Ereignisses und um die Basis 
zukünftigen politisch-sozialen Verhaltens (S. 30f.). Das Schema „Sehen - Beurteilen - Handeln“ 
scheint auf. 

Es sind Angehörige der jeweiligen Eliten, die das politisch akzeptable memory regime ausarbeiten und 
für gültig erklären, die das ,public transcript of memory 4 schaffen (S. 31). Entscheidend am memory 
regime ist, dass es sich von oben nach unten, also in die Gesellschaft hinein, entwickelt. 

Die beiden memory regimes bei Langenbacher Langenbacher befasst sich wesentlich mit dem 
holocaust-zentrierten memory regime, das das Gedächtnis an die Verbrechen des NS-Staates 
aufrechterhält. Daneben kommt er aber auch auf das memory regime of German suffering zu sprechen, 
jenes memory regime, das das Leiden der Deutschen thematisiert, darüber berichtet und das seine 
Kraft wesentlich aus den Vertriebenengruppierungen bezieht. Zu diesem memory regime gehören 
sachlogisch alle Vertriebenenorganisationen in Deutschland und Österreich, ihre Dachorganisationen, 
einschlägige Vorfeldorganisationen der politischen Parteien usw., allerdings nur insoweit, als sie sich 
aktiv um die Darstellung des an Deutschen begangenen Unrechts bemühen. 

Die Funktion der memory regimes Den memory regimes geht es um die gezielte Aufrechterhaltung 
kollektiver Erinnerung. Der von deutscher Seite ständig geäußerte Wunsch, das Unrecht beider Seiten 
möglichst objektiv zu beschreiben und aufzuarbeiten, wurde in der Vergangenheit regelmässig mit 
dem Vorwurf beabsichtigter Relativierung deutschen Unrechts beantwortet (z.B. S. 86). Logisch 
verständlich wird dies, wenn man liest, dass ein entscheidendes Motiv der memory regimes darin 
besteht, über die Aufrechterhaltung kollektiver Erinnerung politische Entscheidungen zu beeinflussen, 
letztlich Macht auszuüben. So ist beispielsweise die „Erinnerung an die Grausamkeiten der Nazis zu 
einer wichtigen Bestimmungsgröße ( defining part ) der Struktur der europäischen Politik seit 1945 
geworden“ (S. 23). Und in Maybrit Illners Fernsehsendung „Warum noch an Europa glauben?“ 
(27.09.2012 im ZDF) erklärten Bundespräsident Joachim Gauck und Altkanzler Helmut Schmidt, dass 
man angesichts der deutschen Schuld Europa unter allen Umständen weiter voranbringen müsse. 
Voraussetzung: Höchstmögliche Akzeptanz im politischen Diskurs Das Maß an Macht, das man 
erlangt, „hängt ab von dem Ausmaß, in dem die anderen Mitglieder der politischen Gemeinschaft 
akzeptieren, dass die fraglichen Werte oder Erinnerungen Gültigkeit haben und legitim sind“ (S. 32). 
Das oberste Ziel dabei ist es, „höchstmögliche Macht im [politischen; M.L.] Diskurs zu erreichen und 
die bevorzugten Werte oder kollektiven Identitäten 

□ in einen (als gegeben angenommenen) Grundkonsens ( background Consensus ) oder 

□ it-eine allgemein als vernünftig angesehene Auffassung ( common sense) oder 

□ in eine Orthodoxie (eine beherrschende Mehrheitsmeinung) 
zu transformieren“ (S. 32). 

Macht und Instrumentalisierung der Erinnerung „Macht impliziert ... unausweichlich, dass 
Erinnerung für politische und parteiliche Zwecke instrumentalisiert wird“ (S. 32; vgl. auch Kansteiner, 
2006: In Pursuit of German Memory). Schließlich „stammt Macht aus dem Grade der Vorherrschaft, 
die eine bestimmte Erinnerung in der politischen Kultur erreicht“ (S. 33). In dem Maße, in dem 
Erinnerungsinhalte in die zweite und dritte Linie zurücktreten, entpriorisiert oder letztlich vergessen 
werden, kann man an sie nicht mehr erfolgreich appellieren. Damit können sie auch keine 
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Basis zum Machterwerb oder zur Machtausübung mehr bilden (S 33). Macht strebt deshalb danach, 
die kollektive Erinnerung, auf der sie gegründet ist, zu perpetuieren. 

Kämpfe um kulturelle Hegemonie 

Die enge Beziehung zwischen Machtausübung und Erinnerung führte in Deutschland „zu einem 
heftigen moralistischen Konflikt zwischen den beiden Erinnerungskomplexen (memory regimes), die 
miteinander um die Hegemonie kämpfen“ (S. 37). Deutlich wahrnehmbar werden solche Kämpfe um 
kulturelle Hegemonie beispielsweise, wenn Vertriebenen verbände nahezu ergebnislos die sehr 
verhaltene Berichterstattung über das Leid der Flüchtlinge und Vertriebenen beklagen oder die 
Dresdener, mit nur geringem Echo, der Bombardierung ihrer Stadt gedenken. Das gegen Mitte der 
Neunziger vorübergehend auflebende Interesse an diesen Ereignissen stieß bald auf heftige 
Gegenreaktionen aus dem Ausland, die ebenfalls Symptom solcher Hegemoniekämpfe sind. Die 
heftigen Angriffe gegen den BdV und seine Vorsitzende, Erika Steinbach (S. 86), im Zusammenhang 
mit der Stiftung gegen Vertreibung sind noch deutlich in Erinnerung. 

Die außen- und europapolitische Dimension Vor allem die Bestrebung, ein Zentrum gegen 
Vertreibungen zu errichten, führte zu heftigen, insbesondere polnischen Reaktionen (S. 86). Sie 
werteten dieses Vorhaben „als unangebrachte Geschichtsrevision durch Herabsetzung der Leiden der 
Opfer Nazi-Deutschlands und als Bestärkung der radikalen Rechten“ (S. 14) und letztlich als eine 
„Gefährdung der EU-Osterweiterung“ (S. 14). 

Die deutsche Politik befand sich vorübergehend in einem Dilemma zwischen den (außenpolitischen 
und europapolitischen) Forderungen der östlichen Nachbarstaaten und den (innenpolitisch wirksamen) 
Wünschen der Vertriebenenorganisationen, hinter denen zu dieser Zeit noch ein beachtliches 
Wählerpotential stand, das nun, als Folge des demografrschen Wandels, rasch schwindet. 

Rückschau und Aktuelles Eine nüchterne Rückschau zeigt, dass die Bundesregierung und die 
Regierung der DDR, bis zum Ende der DDR, faktisch die biologische Lösung des 
Vertreibungsproblems akzeptiert haben. Sie hatten sich, aus Langenbachers Sicht, als recht geschickt 
im Umgang mit den Vertriebenen erwiesen. Warum sonst hätte er attestiert, dass „eine der größten 
Leistungen der beiden deutschen Nachkriegsstaaten darin bestand, die Vertriebenen nahezu völlig zu 
integrieren und den potentiell revanchistischen Gruppen [Landsmannschaften, M.L.] die Fangzähne zu 
ziehen“ (S. 77)? 

Dass neuerdings manche osteuropäischen Staaten, allen voran Ungarn und Rumänien, ein erfreuliches 
Maß an Restitutionsbereitschaft zeigen, entspricht in der aktuellen Situation wohl nicht ganz den 
Wünschen der Bundesregierung. Schließlich könnte diese Restitutionsbereitschaft den wichtigen EU- 
Partnem Polen, Tschechien und der Slowakei unangenehm werden, weil diese dem von den genannten 
Ländern eingenommenen moralischen Standard nicht entsprechen. Sollte Berlin die 
Restitutionsinteressen der Vertriebenen in den Vordergrund rücken, könnten Prag, Warschau und 
Preßburg auf der EU-Ebene, den Interessen der Bundesrepublik Schaden zufügen. Wie immer man es 
dreht und wendet, Berlin steht logisch in einer Kollision zwischen europapolitischen und 
außenpolitischen Interessen einerseits und den Restaurations-und Rehabilitationsinteressen der 
Vertriebenen andererseits. Die Situation ist allerdings, überwiegend aus Gründen der Demografie, so 
beschaffen, dass diese Interessenkollision in der Politik kaum real wirksam werden dürfte. 

Am Beispiel Rumänien und Ungarn lässt sich ablesen, dass die Darstellung der Deutschen als Täter 
wohl inzwischen etwas an Wirksamkeit eingebüßt hat. Bestürzend dagegen ist die sehr magere 
Berichterstattung über die erfreulichen Änderungen bei den Restitutions-und Rehabilitationsfragen. 
Sicher aber signalisiert diese Entwicklung den Vertriebenen, dass es gerade jetzt die falsche Zeit wäre, 
in der Erinnerungsarbeit nachzulassen. 


Die obige Darstellung bezieht sich auf die folgende Veröffentlichung: Eric Langenbacher und Yossi Shain (Hrsg.): 2010, 
Power and the Past: Collec-tive Memory and International Relations, Georgetown University Press, im Folgenden kurz: 
Power and the Past. 

Die Seitenzahlen 13 bis 49 beziehen sich auf Langenbachers Beitrag: Collective Memory as a Factor in Political Culture and 
International Relations: in: Power and the Past. 

Die Seitenzahlen 71 bis 96 beziehen sich auf Langenbachers Beitrag: Collective Memory and German-Polish Relations: in: 
Power and the Past. 
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